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Integrationspolitik im Rahmen 
der Europäischen Union 
Die Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten 
bei der Integration von Migranten 

Integration ist in erster Linie eine Aufgabe der Nationalstaaten bzw. der jeweiligen Ge­
bietskörperschaften. Während die nationale Ebene bestmögliche Rahmenbedingungen 
für die Integration von Migranten schaffen muss, findet Integration vor allem im lokalen 
Rahmen statt. Trotz dieser jeweils unterschiedlichen regionalen und nationalen Heraus­
forderungen in den EU-Mitgliedstaaten wurden in verschiedenen Gremien der Euro­
päischen Union und von unterschiedlichen Akteuren, meist seitens der Europäischen 
Kommission, Initiativen zur Koordinierung zwischen den und zur Unterstützung der Mit­
gliedstaaten getroffen. Seit der ersten Erwähnung im Tampere Programm1 nützen die 
Mitgliedstaaten europäische Foren zur Verbesserung der nationalen Integrationspolitik – 
ohne jedoch, wie in vielen anderen Politikbereichen, Kompetenzen abzugeben. Die zahl­
reichen Maßnahmen und geplanten Vorhaben auf europäischer Ebene sollen im Folgenden 
systematisch beschrieben und bewertet werden. Zunächst wird der Anstoß für eine zwi-
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schenstaatliche Kooperation geschildert, wobei hierbei eine Einbettung in den Raum der Fachreferent im Referat III/8/b (Inte­

grationskoordination) im Bundesmi-Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zielführend erscheint. Im Anschluss analysiert der 
nisterium für Inneres. 

vorliegende Bericht bestehende rechtliche Rahmenbedingungen nach dem Reform­
vertrag von Lissabon und vor allem deren Schranken. Nach einer Darstellung der Ent­
wicklung der europäischen Integrationspolitik werden die umgesetzten Maßnahmen und 
Übereinkommen gesondert angeführt, um abschließend einen Ausblick auf kommende 
Programme zu geben. 

EINFÜHRUNG Gesamtausländeranteil. Der höchste Aus-
In der EU waren im Jahr 2010 6,5 % der länderanteil an der Gesamtbevölkerung ist 
gesamten EU-Bevölkerung ausländische in Luxemburg zu finden (43,5 % 2008), 
Staatsbürger (32,4 Millionen). Der Großteil während dieser Anteil in Polen, Rumänien 
davon, 20,1 Millionen bzw. 4 % der EU- und Bulgarien gegen null tendiert. Öster-
Gesamtbevölkerung, stammen aus einem reich lag sowohl in Bezug auf den Anteil an 
EU-Drittstaat (hiernach Drittstaat). Dieser Drittstaatsangehörigen (mit 6,6 % 2008) 
Prozentsatz unterscheidet sich jedoch stark als auch beim gesamten Ausländeranteil 
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat. Wäh- (mit 10,3 % 2008)3 unter jenen Mitglied­
rend in Polen praktisch keine Drittstaats- staaten mit den jeweils höchsten Anteilen an 
angehörige ihren Wohnsitz hatten (0,1 % der Gesamtbevölkerung (Eurostat 2011a, 
im Jahr 2008), betrug deren Anteil in Lett- 71 ff). Angesichts dieser zum Teil hohen 
land 2008 17,5 %2. Ebenso divergiert der Anteile von Drittstaatsangehörigen, Aus­
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ländern und Personen mit Migrationshin­
tergrund4 ist der Umgang mit und die Par­
tizipation von diesen Personengruppen 
gesellschaftspolitisches Kernthema. Ohne 
eine erfolgreiche Integration5 dieser Men­
schen in die verschiedenen europäischen 
Gesellschaften wird Europa die kommen­
den Herausforderungen nur unzureichend 
erfüllen können. Dass diese Herausforde­
rungen nicht von einem Mitgliedstaat 
alleine bewältigt werden können, gehört 
bereits seit langem zum Konsens europäi­
scher Regierungen und – trotz zum Teil im 
Grundtenor EU-skeptischer Meinungsum­
fragen – auch zur Überzeugung einer 
Mehrheit der Bürger der EU-Staaten. Diese 
Erkenntnis ist zweifellos eine Triebfeder 
europäischer Integration. Was als Frie­
densprojekt begann und sich zu dessen 
Realisierung der Integration europäischer 
Volkswirtschaften bediente, führte stetig 
zu einem Ausbau politischer Koopera­
tionen. Spätestens mit dem Vertrag von 
Maastricht ist diese Ansicht eine Säule eu­
ropäischer Integration. Mehr und mehr 
Themen verlangten nach einer europäischen 
Lösungsfindung. Jede Vertragsrevision 
brachte neue Themen auf die europäische 
Agenda. Obwohl das Thema der Integra­
tion von Migranten (hiernach Integration) 
erst seit kurzem primärrechtlich Erwäh­
nung fand und erst 2009 mit dem Vertrag 
von Lissabon formal „vergemeinschaftet“ 
wurde, begannen europäische Initiativen 
in diesem Bereich bereits wesentlich früher. 
Zum ersten Mal wird im Tampere Pro­
gramm des Europäischen Rates auf die 
Notwendigkeit intensivierter Maßnahmen 
zur Eingliederung von Zuwanderern in eu­
ropäische Gesellschaften Bezug genom­
men. Seit dieser erstmaligen Erwähnung 
wurden zahlreiche Maßnahmen zur Unter­
stützung, insbesondere vor dem Hinter­
grund einer besseren Koordinierung der 
Mitgliedstaaten, gesetzt. Dabei kann vor 
allem die Kommission, wie in vielen an­

deren Bereichen, als Motor der „Integra­
tions-Integration“ – sprich der Vertiefung 
europäischer Kooperationen im Bereich 
der Eingliederung von Migranten – be­
zeichnet werden. Es wäre demnach falsch, 
den Ausgangspunkt für eine Analyse dieses 
noch jungen Politikbereiches im Vertrag 
von Lissabon zu verorten. 

INTEGRATIONSPOLITIK ALS TEIL 
DES EUROPÄISCHEN RAUMS DER 
FREIHEIT, DER SICHERHEIT 
UND DES RECHTS 
Bevor nun spezifisch auf Initiativen und 
Maßnahmen eingegangen wird, die auf eu­
ropäischer Bühne verhandelt und umge­
setzt wurden, bedarf es einer Einbettung 
der Integrationspolitik in die Entwicklung 
und Geschichte des Raums der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts (RFSR)6. 
Die Etablierung des gemeinsamen Bin­
nenmarktes und die Einführung des 
Schengenraumes machte flankierende 
Maßnahmen zum Ausgleich negativer Be­
gleiterscheinungen notwendig. Diese um­
fassten zunächst in erster Linie Maßnah­
men gegen transnational organisierte 
Kriminalität und seit dem 11. September 
2001 auch gegen Terrorismus. Der Aufga­
benbereich erweiterte sich jedoch stetig, 
sodass vermehrt Themen wie Asyl und 
Migration Eingang in europäische Ver­
handlungsforen fanden. Somit kann die 
Präsenz kompensierender Maßnahmen für 
einen umfassenden Binnenmarkt auf das 
im Neofunktionalismus verortete „spill­
over“ Konzept7 von Haas (Haas 1958) zu­
rückgeführt werden. Ohne an dieser Stelle 
eine vollständige Geschichte europäischer 
Integrationstheorien8 darzustellen, bietet 
dieses Konzept jedenfalls Ansatzpunkte 
zum besseren Verständnis der rapiden 
Integrationsfortschritte im Bereich des 
RFSR. 
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EUROPÄISIERUNG DER INTE­
GRATIONSPOLITIK 
Dieser Erklärungsansatz zur Entwicklung 
des RFSR kann nunmehr auch auf die An­
fänge der Kooperation im Bereich Integra­
tion umgelegt werden. Demnach ist eine 
erfolgreiche Integrationspolitik eine ent­
scheidende Voraussetzung für eine wir­
kungsvolle Migrationspolitik. Angesichts 
des demografischen Wandels europäischer 
Gesellschaften ist Migration eine unum­
kehrbare Notwendigkeit für wirtschaft­
liche Entwicklung. Das Potential von Zu­
wanderung kann jedoch nur dann genutzt 
werden, wenn zum einen die Mitgliedstaa­
ten entsprechende Rahmenbedingungen 
zur Integration schaffen und zum anderen 
die Aufnahmegesellschaft vom Nutzen der 
Migration überzeugt ist und Zuwanderern 
offen gegenübersteht. Demnach machte 
erst eine Europäisierung der Migrations­
politik eine entsprechende Europäisierung 
der Integrationspolitik notwendig. Wie 
sich Letztgenannte entwickelt hat und 
welche vielfältigen Maßnahmen seit dem 
Tampere Programm gesetzt wurden, wird 
im Folgenden beschrieben. Dabei wird auf 
Grund der Bedeutung für die zukünftige 
Arbeitsweise im Integrationsbereich der 
Vertrag von Lissabon als Ausgangspunkt 
gewählt. Initiativen, die dem Reformver­
trag vorausgingen, werden einer Erklä­
rung der aktuellen primärrechtlichen Re­
gelung nachgestellt. 

FORMALE „VERGEMEINSCHAF­
TUNG“ MIT DEM VERTRAG VON 
LISSABON 
Vor der Ratifikation des Lissabonner Ver­
trages diente der RFSR als Rahmen für 
Politikbereiche mit einem thematischen 
Naheverhältnis zum Europäischen Bin­
nenmarkt. Lissabon löste diesen Politik­
bereich aus dieser ursprünglichen Absicht 
und machte den RFSR zu einem eigen­
ständigen Integrationsziel. Es ist daher 

kein Zufall, dass Artikel 3.2 des Vertrags 
über die Europäische Union (EUV) diese 
Zielbestimmung sogar vor jener des Bin­
nenmarktes (Art. 3.3 EUV) nennt (Haack 
2010, 220; Kietz/Parkes 2008). Auch 
wenn damit keine hierarchische Struktur 
einhergeht, so stellt dies dennoch eine 
symbolische Aufwertung dar (Lavenex 
2010, 467). 

Obwohl der Reformvertrag formal eine 
Auflösung der Säulenstruktur zur Folge 
hatte und damit der RFSR in Titel V des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union (AEUV) zusammengefasst 
wurde (Hofmann/Wessels 2008, 4), blei­
ben die Entscheidungsfindungsprozesse, 
rechtliche Auswirkungen und Handlungs­
möglichkeiten der EU äußerst differen­
ziert.9 

Mit dem Vertrag von Lissabon wurde für 
den Politikbereich „Einwanderung“, wo­
runter nunmehr auch der Integrationsbe­
reich subsumiert wird, der Begriff „ge­
meinsame Politik“ eingeführt. Gemäß 
Monar stellt die Absicht der Entwicklung 
einer „gemeinsamen Einwanderungspoli­
tik (…) die vielleicht ambitioniertesten 
Zielformulierungen des gesamten RFSR“ 
(Monar 2008, 385) dar, wobei diese Hand­
lungsbefugnisse in den nachfolgenden Ab­
sätzen wesentlich – zu Gunsten national­
staatlicher Vorbehalte – relativiert werden 
(ebd., 385 f). 

Entscheidend für den Bereich Integration 
ist Art. 79.1 AEUV: „Die Union entwickelt 
eine gemeinsame Einwanderungspolitik, 
die in allen Phasen eine wirksame Steue­
rung der Migrationsströme, eine angemes­
sene Behandlung von Drittstaatsange­
hörigen, die sich rechtmäßig in einem 
Mitgliedstaat aufhalten, sowie die Verhü­
tung und verstärkte Bekämpfung von ille­
galer Einwanderung und Menschenhandel 
gewährleisten soll.“ Art. 79.4 AEUV legt 
nunmehr die Kompetenzen der EU in der 
Integrationspolitik fest: „Das Europäische 
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Parlament und der Rat können gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren unter 
Ausschluss jeglicher Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
Maßnahmen festlegen, mit denen die Be­
mühungen der Mitgliedstaaten um die In­
tegration der sich rechtmäßig in ihrem 
Hoheitsgebiet aufhaltenden Drittstaatsan­
gehörigen gefördert und unterstützt wer­
den.“ Etwaige Beschlüsse unter Zuhilfe­
nahme von Art. 294 AEUV (ordentliches 
Gesetzgebungsverfahren) müssen jedoch 
nachfolgende einschränkende Bestim­
mungen berücksichtigen. 

Im Bezug auf die primärrechtliche Ver­
ankerung der Integrationspolitik muss 
demnach auf zwei Kompetenzgrenzen ver­
wiesen werden. Einerseits schließt dieser 
jegliche Harmonisierung von mitglied­
staatlichen Rechtsvorschriften aus und an­
dererseits können lediglich Maßnahmen 
zur „Förderung und Unterstützung“ der 
Mitgliedstaaten im Integrationsbereich er­
lassen werden. Damit stellt Art. 79, Abs. 4 
AEUV eine Ausnahme der eigentlich ge­
teilten Zuständigkeiten von Mitgliedstaaten 
und der Union im Bereich des RFSR 
(Art. 4.2 lit j AEUV) dar. Der EU kommt 
daher lediglich eine Unterstützungskom­
petenz gemäß Art. 6 AEUV zu (Rossi 
2011, 1113). 

Außerdem entfällt eine weitere Ein­
schränkung im Hinblick auf die Zielgruppe 
von Integrationsmaßnahmen auf die ex­
plizite Erwähnung von Drittstaatsange­
hörigen. Daher ist „(d)ie Regelung des 
Aufenthalts von Unionsbürgern in anderen 
Mitgliedstaaten (…) nicht Gegenstand 
dieses Kompetenztitels (…)“ (ebd., 1107). 

Neben diesen speziellen Kompetenz-
grenzen sind darüber hinaus die allge­
meinen Einschränkungen gemäß Art. 5.2 
bis 5.4 EUV zu beachten, insbesondere 
das Subsidiaritätsprinzip. Da Integration 
auch aus Sicht der EU in erster Linie auf 
der lokalen Ebene stattfindet, ist eine von 

der EU gesteuerte Integrationspolitik nicht 
denkbar. 

Der EU sind somit im Integrationsbereich 
enge kompetenzrechtliche Schranken ge­
setzt. Damit einhergehende Herausforde­
rungen für bestimmte Mitgliedstaaten – 
für Österreich insbesondere in Bezug auf 
die Einschränkung der Zielgruppe – wer­
den weiter unten angeführt. Monar hält 
daher zusammenfassend fest, dass „von 
einem Kompetenzendurchbruch der Union 
im Bereich der Integrationspolitik (…) 
keinesfalls die Rede sein kann“ (Monar 
2008, 386). Die „Vergemeinschaftung“ 
der Integrationspolitik verlief ohne Abgabe 
nationalstaatlicher Kompetenzen. 

INTEGRATIONSINITIATIVEN 
UND ENTWICKLUNG DER 
EUROPÄISCHEN INTEGRATIONS­
POLITIK 
Ohne jene zahlreichen Maßnahmen, die in 
den Jahren vor der Unterzeichnung des 
Reformvertrags gesetzt wurden, hätte der 
Integrationsbereich wahrscheinlich keinen 
Eingang in das europäische Primärrecht 
gefunden. In gewisser Weise ist diese for­
male „Vergemeinschaftung“ lediglich die 
logische Konsequenz vorangegangener 
Kooperationen und Art. 79.4 AEUV kodi­
fiziert in diesem Sinne schon Bestehendes. 

Wie bereits eingangs erwähnt, können 
als Ausgangpunkt für eine verstärkte Zu­
sammenarbeit der Mitgliedstaaten die 
Tampere Schlussfolgerungen des Euro­
päischen Rates genannt werden. In diesem 
ersten Mehrjahresprogramm der EU für 
die Schaffung eines RFSR wird unter dem 
Kapitel „Gerechte Behandlung von Dritt­
staatsangehörigen“ auch die Integrations­
thematik angeschnitten. Hierzu zählen vor 
allem der Kampf gegen Rassismus und die 
Zuerkennung von vergleichbaren Rechten 
und Pflichten für Drittstaatsangehörige 
mit einem langfristigen Aufenthaltstitel 
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(Europäischer Rat 1999). In den folgenden 
Schlussfolgerungen von Laeken (2001), 
Sevilla (2002) und Thessaloniki (2003) 
wurden die Grundsätze von Tampere 
präzisiert. Während Laeken und Sevilla 
lediglich Grundsätze von Tampere wieder­
holten und keine Neuerungen brachten, 
wurde Thessaloniki konkreter. Demnach 
sollte zur Schaffung eines „kohärenten 
Unionsrahmens (…) der den rechtlichen, 
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Unterschieden zwischen den 
Mitgliedstaaten Rechnung trägt (…) die 
Ausarbeitung gemeinsamer Grundprinzi­
pien in Betracht gezogen werden“ (Euro­
päischer Rat 2003). Gegenstand dieser 
Schlussfolgerung war darüber hinaus die 
Einsetzung nationaler Kontaktstellen (Na­
tional Contact Points on Integration – 
NCPI) zur Optimierung des Informations­
austausches zwischen den Mitgliedstaaten 
(ebd.). Während Zweiteres wenig später 
eingerichtet wurde, wurde Ersteres bei der 
ersten Integrationsministerkonferenz in 
Groningen (2004) in Form der Verabschie­
dung von „Gemeinsamen Grundprinzipien 
(GGP)“ (Rat der EU 2004) realisiert. 

Diese GGP umfassen elf unverbindliche 
Grundsätze, die allen Mitgliedstaaten ge­
mein sind und die bei der Entwicklung 
und Umsetzung von Integrationsmaß­
nahmen beachtet werden sollten. In den 
GGP werden unter anderem die Notwen­
digkeit zum Erwerb von Grundkennt­
nissen „der Sprache, Geschichte und In­
stitutionen der Aufnahmegesellschaft“, 
Evaluierungen zur effizienten Gestaltung 
neuer Maßnahmen sowie weitere allge­
meine Zielbestimmungen festgeschrieben. 
Wesentlich erscheint darüber hinaus die 
Betonung des Querschnittcharakters der 
Integrationsthematik. So kann z.B. der 
Grundsatz 5 „(i)m Bildungswesen müssen 
Anstrengungen unternommen werden, um 
Einwanderer und vor allem auch deren 
Nachkommen zu einer erfolgreicheren 

und aktiveren Teilhabe an der Gesellschaft 
zu befähigen“ nicht isoliert von allgemeinen 
Bildungsthemen behandelt werden. Damit 
wurde von den Mitgliedstaaten eine erste 
Grundlage für weitere Maßnahmen ge­
setzt. In jeder Initiative auf europäischer 
Ebene wurde seitdem einleitend auf diese 
GGP Bezug genommen. 

2005 wurde das Folgeprogramm von 
Tampere, das Haager Programm (Rat der 
EU 2005a), verabschiedet. Darin finden 
sich neben allgemeinen integrationspo­
litischen Zielsetzungen als Vorsätze auch 
ein strukturierter „Erfahrungs- und Infor­
mationsaustausch im Integrationsbereich“ 
sowie die Etablierung einer EU-Website. 

Während das Haager Programm wenig 
Konkretes brachte, verfasste die Kommis­
sion einen detaillierten Aktionsplan zur 
Umsetzung dieses zweiten Mehrjahrespro­
gramms. Die Mitteilung der Kommission 
„Das Haager Programm: Zehn Prioritäten 
für die nächsten fünf Jahre“ (Europäische 
Kommission 2005b) diente als Basis für 
den Haager Aktionsplan des Rates und der 
Kommission (Rat der EU/Europäische 
Kommission 2005). In diesem gemein­
samen Aktionsplan werden konkrete Maß­
nahmen, inklusive eines Zeitrahmens zur 
Umsetzung, aufgelistet. Unter anderem 
werden die „Schaffung eines kohärenten 
europäischen Integrationsrahmens“ sowie 
die „Förderung des strukturellen Erfah­
rungs- und Informationsaustausches zu 
Fragen der Integration“ inklusive der Eta­
blierung einer „Verwaltung der vorberei­
tenden Maßnahmen (INTI)“, jährliche Be­
richte über Zuwanderung und Integration, 
ein Handbuch zu Fragen der Integration, 
die Einrichtung einer Internetseite sowie 
die Einrichtung eines Integrationsfonds 
vorgeschlagen. 

Der Rat beauftragte die Kommission, 
jährlich einen Bericht über die Umsetzung 
des Haager Programms und des Aktions­
plans vorzulegen. Diesem Auftrag kam die 
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Kommission erstmals 2006, für den Be­
richtszeitraum 2005, nach (Europäische 
Kommission 2006). Anhand dieser Be­
richte lässt sich der Fortschritt der Initiati­
ven nachzeichnen. In einer 2009 verfassten 
Evaluierung der bisherigen Umsetzungs­
schritte (Europäische Kommission 2009) 
kann zusammenfassend festgehalten wer­
den, dass die vorgeschlagenen Maßnah­
men des Haager Aktionsplans fristgerecht 
umgesetzt wurden. Selbstverständlich ist 
dieser Erfolg zum Teil auf den „soft law“­
Charakter dieser Maßnahmen zurückzu­
führen. Es muss jedoch bedacht werden, 
dass es zu diesem Zeitpunkt keinerlei pri­
märrechtliche Basis für eine europäische 
Integrationspolitik gab. 

Am 1. September 2005 präsentierte die 
Kommission ihre erste europäische Agenda 
„Eine gemeinsame Integrationsagenda – 
Ein Rahmen für die Integration von Dritt­
staatsangehörigen in die Europäische 
Union“, worin sich laut Kommission die 
„gemeinsamen Grundprinzipien für einen 
kohärenten europäischen Integrationsrah­
men“ finden (Europäische Kommission 
2005a). Die Kommission konkretisiert 
darin die elf GGP des Rates – jene sehr 
allgemeinen integrationspolitischen Leit­
sätze, die bei der Umsetzung von Integra­
tionsmaßnahmen beachtet werden sollten. 
In ihrer Agenda unterscheidet die Kom­
mission zwischen Handlungsmöglichkei­
ten der Mitgliedstaaten und der EU. Diese 
Agenda diente schließlich als Basis für 
den zweiten Ratsbeschluss im Zusammen­
hang mit Integration. Der Rat „Justiz und 
Inneres“ (JI-Rat) verabschiedete in seinen 
Schlussfolgerungen vom Dezember 2005 
eine erste „Gemeinsame Integrations­
agenda“ (Rat der EU 2005b), welche die 
Agenda der Kommission explizit begrüß­
ten und um Weiterentwicklung der Inte­
grationshandbücher (siehe unten) ersuch­
ten. Zur Umsetzung der Agenda schlägt 
der Rat „im Idealfall jährlich“ abzuhal­

tende Integrationskonferenzen nach dem 
Vorbild der ersten Konferenz in Gronin­
gen vor. 

Diese Konferenzen fanden in den letzten 
Jahren wenn nicht jährlich, so doch in 
regelmäßigen Abständen statt. Neben der 
bereits angesprochenen Konferenz in 
Groningen 2004 trafen sich die jeweils für 
Integration zuständigen Minister 2007 in 
Potsdam, 2008 in Vichy und zuletzt 2010 
in Saragossa. 

Praktisch zeitgleich mit Unterzeichnung 
des Lissabonner Vertrages, welcher am 
1. Dezember 2009 in Kraft trat, wurde von 
den Staats- und Regierungschefs das dritte 
und aktuelle Mehrjahresprogramm an­
genommen. Auch das Stockholmer Pro­
gramm (Rat der EU 2009) nimmt Bezug 
auf die Integrationsherausforderungen der 
Mitgliedstaaten und ersucht die Kommis­
sion u.a. die Entwicklung europäischer 
Module sowie von Indikatoren (siehe bei­
des unten) voranzutreiben. 

Im Juli 2011 legte die Kommission ihre 
zweite und aktuelle Integrationsagenda vor 
(Europäische Kommission 2011a). Nach­
dem alle Maßnahmen der 2005 Agenda 
umgesetzt wurden (Weiterführung des 
NCPI-Netzwerkes, Integrationshandbü­
cher, Erstellung einer Integrationswebsite, 
Beteiligung von Interessengruppen und der 
Zivilgesellschaft in einem europäischem 
Integrationsforum, Jahresbericht der Kom­
mission zum Thema Migration und Inte­
gration), auf Grund der neuen Bestim­
mungen des Reformvertrages und einer 
Reihe von neuen und bestehenden Heraus­
forderungen brachte die Kommission mit 
dieser Agenda neuen Schwung in die eu­
ropäische Integrationsdebatte.10 Gleichzei­
tig wurde auch das Arbeitspapier der 
Kommission (Europäische Kommission 
2011b) präsentiert. 

Die Kommission verweist eingangs auf 
die Herausforderungen, die sich im Zu­
sammenhang mit der Realisierung der 
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„Strategie Europa 2020“ (Europäischer 
Rat 2010) ergeben. Die Agenda fasst je­
weils zu Beginn Herausforderungen zu­
sammen und gibt Empfehlungen für wei­
tere Maßnahmen an die Mitgliedstaaten 
und an sich selbst. Neben den Themen 
„Integration durch Partizipation“, „Ver­
stärktes Handeln auf lokaler Ebene“ wird 
ein Kapitel der „Einbeziehung der Her­
kunftsländer“ gewidmet. Dieses Beispiel 
zeigt, dass kommissionsintern eine thema­
tische Trennung von Migration und Inte­
gration meist negiert wird. Während diese 
beiden Themen mit der Etablierung der In­
tegrationsabteilung im Bundesministerium 
für Inneres (Abteilung III/8) im Jänner 
2011 in Österreich getrennt behandelt 
werden, forciert die Kommission in ihrer 
Agenda u.a. den Aspekt der „zirkulären 
Migration“ – ein aus österreichischer 
Sicht reines Migrationsthema. Davon ab­
gesehen zeigt die Kommission jedoch 
zahlreiche Handlungsmöglichkeiten und 
verweist auf weitere Vorgehensweisen 
(siehe unten). 

Dennoch verdeutlicht dieses Beispiel 
zum Teil unterschiedliche Auffassungen 
von Integrationsprozessen von Kommission 
und einzelnen Mitgliedstaaten. Trotz man­
gelnder Zuständigkeit im Staatsbürger­
schafts- und Wahlwesen sieht die Kom­
mission diese beiden Aspekte als zentrale 
Faktoren für eine erfolgreiche Integration. 
Ohne hier ins Detail zu gehen und die 
Relevanz dieser Prioritäten für eine er­
folgreiche gesellschaftliche Beteiligung zu 
hinterfragen – ohne sie also gänzlich zu 
negieren –, kann dennoch der grundsätzli­
che Versuch eines „agenda-setting“ attes­
tiert werden. 

Auf Grund dieser zum Teil sehr weit­
gehenden, integrationsfernen Vorschläge 
sowie innerstaatliche Kernkompetenzen 
tangierender Ansätze nahm der Rat in 
seiner jüngsten Agenda die Kommissions­
agenda lediglich zur Kenntnis. Nach zwei 

Sitzungen der Ratsarbeitsgruppe Integra­
tion11 sowie weiteren Besprechungen im 
Rahmen von SCIFA12 wurde schließlich 
die Europäische Agenda zur Integration 
von Drittstaatsangehörigen im Rahmen 
des JI-Rates vom 13./14. Dezember an­
genommen (Rat der EU 2011). Kontro­
versiell verlief v.a. die Debatte über die 
Zielgruppe von Integrationsmaßnahmen. 
Während auf europäischer Ebene klar nur 
Drittstaatsangehörige unterstützt werden 
können, definieren einige Mitgliedstaaten 
ihre integrationspolitischen Zielgruppen 
breiter. Auf Betreiben der niederländi­
schen, deutschen und österreichischen 
Delegation wurde daraufhin ein Zusatz­
protokoll mit einem entsprechenden Hin­
weis aufgenommen. „Nach Auffassung 
der österreichischen, der deutschen und 
der niederländischen Delegation hängt die 
Förderung der Integration im Allgemeinen 
nicht von der Herkunft oder Nationalität 
ab, sondern vom individuellen Integra­
tionsbedürfnis. Häufig sind Migranten aus 
Mitgliedstaaten und eigene Staatsange­
hörige mit Migrationshintergrund bei der 
Integration mit den gleichen Herausfor­
derungen wie Migranten aus Drittländern 
konfrontiert. Praktische Erfahrungen in 
Österreich, Deutschland und den Nieder­
landen haben beispielsweise gezeigt, dass 
immer mehr EU-Bürger Sprachkurse nut­
zen. Insofern entspricht eine Beschrän­
kung des europäischen Austauschs auf 
Drittstaatsangehörige offenbar nicht der 
gegenwärtigen Praxis“ (Rat der EU 2011, 
Anlage 2). Im Sinne des Subsidiaritäts­
prinzips obliegt es ohnehin den Mit­
gliedstaaten optimale Rahmenbedingungen 
zu schaffen. Von der Bevölkerungsgruppe 
in Österreich mit einer ausländischen 
Staatsangehörigkeit (11 % der Gesamt­
bevölkerung) stammen 2/3 aus einem EU-
Drittstaat. Dies bedeutet, dass ein wesent­
licher Teil der integrationspolitischen 
Zielgruppe auf Grund einer Unionsbürger­
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schaft mit EU-Mitteln nicht gefördert wer­
den kann – ebenso wenig wie Personen 
der zweiten und dritten Generation. Wäh­
rend Drittstaatsangehörige sicherlich eine 
wichtige Zielgruppe der österreichischen 
Integrationspolitik darstellen, bedürfen 
zum Teil bereits langansässige und bereits 
eingebürgerte Personen ebenso einer Un­
terstützung für eine erfolgreiche Integrati­
on. Gerade hier ergeben sich oft besondere 
Herausforderungen. Die Kommission ist 
jedoch der Meinung, dass eine Auswei­
tung der Maßnahmen auf EU-Bürger eine 
Unterwanderung der Freizügigkeitsrechte 
nach sich ziehen würde. Dies ist jedoch 
keinesfalls die Absicht der österreichi­
schen Integrationspolitik. Europäische 
Fördermittel (v.a. der Europäische Inte­
grationsfonds) stellen einen bedeutenden 
Anteil an nationalen Projektförderungen 
und es liegt daher im Interesse Österreichs, 
Projektträgern die Möglichkeit zu bieten 
Zielgruppen zu erweitern. Gerade in 
Österreich stammt der Großteil der Neu­
zuwanderer aus EU-Staaten.13 

Trotz dieser Differenzen im Rat kamen 
die Mitgliedstaaten überein, dass eine er­
folgreiche Integrationspolitik die spezi­
fischen Rahmenbedingungen in den Mit­
gliedstaaten beachten müsse. Darüber 
hinaus wurde u.a. die Wechselseitigkeit 
des Integrationsprozesses hervorgehoben. 
„Zum einen müssen Migranten Bereit­
schaft und Verantwortung für ihren 
eigenen Integrationsprozess zeigen und in 
diesem Zusammenhang Anstrengungen 
unternehmen, wozu auch der Sprach­
erwerb und die Achtung der Gesetze und 
Werte der Aufnahmegesellschaft gehören. 
Zum anderen obliegt der Aufnahmegesell­
schaft die Verantwortung, die Migranten 
in die Lage zu versetzen, sich integrieren 
zu können, indem sie ihnen Zugang zu 
den elementarsten Aspekten des sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Lebens 
bietet“ (Rat der EU 2011). Außerdem 

wurde die weitere Vorgangsweise abge­
steckt (siehe unten). 

BISHER UMGESETZTE 
MASSNAHMEN 
Das NCPI-Netzwerk wurde 2003 ins Le­
ben gerufen und stellt eine Austausch­
plattform von integrationsverantwortlichen 
Verwaltungstellen dar. Die Koordination 
erfolgt durch die Kommission und soll zu 
einem koordinierten Austausch von best­
practice Modellen und zu einem Wissens­
transfer führen. Pro Jahr finden ca. drei bis 
vier Treffen statt (Europäische Webseite 
für Integration 2012a). 

Insgesamt wurden drei „Handbücher zur 
Integration für Entscheidungsträger und 
Praktiker“ (Europäische Kommission/ 
Migration Policy Group 2004; 2007; 2010) 
erstellt. Jedes Handbuch befasst sich the­
matisch mit unterschiedlichen Integra­
tionsaspekten. Zusammen ergeben diese 
Bücher einen Überblick über Integrations­
maßnahmen in der EU und dienen somit 
dem Austausch von Informationen. Jedes 
Kapitel führt Schlussfolgerungen an, die 
sich auf die GGP stützen. 

Ein wichtiges Austauschmedium stellt 
die Europäische Webseite für Integration14 

dar. Dieses 2009 entwickelte Integrations­
portal dient als Sammlung der Integra­
tionsmaßnahmen der Mitgliedstaaten. So 
wurden bis April 2011 ca. 3.000 Doku­
mente von Praktikern, Entscheidungs­
trägern und Vertretern der Zivilgesell­
schaft zur Verfügung gestellt. Ebenso 
wurden ca. 700 Veranstaltungen bewor­
ben. Außerdem finden sich auf dieser 
Homepage Länderinformationsseiten, die 
regelmäßig aktualisiert werden sowie eine 
Online-Bibliothek (Europäische Kommis­
sion 2011b). 

Das 2009 eingerichtete Europäische In­
tegrationsforum dient in erster Linie als 
Austauschgremium für zivilgesellschaft­
liche Akteure aus allen Mitgliedstaaten. 

http:EU-Staaten.13


 

.SIAK-JOURNAL 2/2012 

Das Forum wird zwei Mal pro Jahr in Ko­
operation mit dem Europäischen Wirt­
schafts- und Sozialausschuss von der 
Kommission einberufen (Europäische 
Webseite für Integration 2012b). 

Bereits mehrmals wurde auf den Euro­
päischen Integrationsfonds für Drittstaats­
angehörige Bezug genommen, welcher 
trotz o.g. Einschränkungen ein wichtiges 
Instrument der österreichischen Integra­
tionsförderung darstellt.15 

Ein wichtiger Schwerpunktbereich ist 
die Ausarbeitung so genannter europäi­
scher Module. Basierend auf den Rats­
schlussfolgerungen von Luxemburg (Rat 
der EU 2007) und bestätigt durch Saragossa 
(Rat der EU 2010) präsentierte die Kom­
mission am 15. Februar 2012 drei Ent­
würfe für Module zu den Themen „Ein­
führungs- und Sprachkurse“, „Eine starke 
Verpflichtung der Aufnahmegesellschaft“ 
sowie „Eine aktive Teilhabe von Zuwande­
rern in allen Bereichen der Gesellschaft“ 
(Europäische Kommmission 2011). Die 
Module sollen auf den Erfahrungen, die 
auf nationaler Ebene gemacht wurden, 
basieren und gemeinsame Praktiken identi­
fizieren. Im Gegensatz zur Europäischen 
Website für Integration und den drei 
Handbüchern sollen die Module aber 
mehr als eine bloße Auflistung von best­
practice Modellen sein. Diese Module 
sollen für nationale Entscheidungsträger 
sowie Praktiker eine Art „Werkzeug­
kasten“ für die Umsetzung von Integra­
tionsmaßnahmen darstellen. Es liegt im 
Ermessen jedes Mitgliedstaates, das ent­
sprechende „Werkzeug“ auf nationaler 
Ebene zu verwenden und an die jeweiligen 
lokalen Gegebenheiten anzupassen. Der 
vorliegende Entwurf der Module stellt 
daher keine bindenden Richtlinien für 
Mitgliedstaaten dar und soll auch zu 
keinem Wettbewerb zwischen den Mit­
gliedstaaten führen. Jedes Modul besteht 
aus mehreren (Unter-)Komponenten, die 

auch losgelöst vom eigentlichen Haupt­
modul umgesetzt werden können. Eigent­
liche Zielgruppe sind EU-Drittstaatsan­
gehörige, wobei im Bedarfsfall auch 
andere Migrantengruppen miteinbezogen 
werden können. Jede Komponente wurde 
abschließend mit „Erfahrungsquellen“ 
(„sources of experience“) unterlegt. Diese 
sollen als Beispiele dienen, wie einzelne 
Mitgliedstaaten die jeweilige Komponente 
bereits umgesetzt haben. Die „Erfahrungs­
quellen“ wurden gemäß ihrer Aussage­
kraft ausgewählt und in vier Kategorien 
unterteilt: 
1. Starke Aussagekraft („Strong evidence“): 

Methoden, für die es gesicherte, von 
unabhängigen Experten durchgeführte 
wissenschaftliche Beweise gibt. Dies ist 
jedoch nur sehr selten der Fall und zeigt 
einen hohen Evaluierungsbedarf der 
Maßnahmen. 

2. Mittlere Aussagekraft („Medium evi­
dence“): Diese Methoden wurden von 
den jeweiligen Projektteilnehmern posi­
tiv beurteilt oder einer anderen Art von 
Evaluierung unterzogen. 

3. Niedrige Aussagekraft („Low evidence“): 
Beispiele, die von NCPIs oder Teilneh­
mern an einem Expertenseminar identi­
fiziert wurden. 

4. Nicht zuordenbar („Not applicable”): 
Maßnahmen, die nicht evaluiert werden 
können. 

Gerade hier zeigt sich jedoch auch eine 
Schwäche dieses modularen Ansatzes. Die 
meisten angeführten Beispiele bedürfen 
noch einer angemessenen Evaluierung. 
Auch die Kommission ist sich dieses Eva­
luierungsbedarfs bewusst und forciert da­
her bereits seit längerem die Entwicklung 
von Integrationsindikatoren (siehe unten). 
Dennoch können diese „europäischen 
Module“ als Musterbeispiel für europäi­
sche Kooperation im Integrationsbereich 
genannt werden. Die Kommission, bzw. 
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die in ihrem Auftrag handelnden Exper­
ten, fungieren hierbei als Ideengeber und 
stellen Erfahrungen und Wissen aus allen 
Mitgliedstaaten übersichtlich und benut­
zerfreundlich zusammen. Die Mitglied­
staaten können selbst aus dem vorhande­
nen Repertoire wählen und flexibel jene 
Maßnahmen umsetzen, die aus ihrer Sicht 
einen Mehrwert mit sich bringen. 

ZUKÜNFTIGE MASSNAHMEN 
Neben der bereits oben angesprochenen 
Weiterentwicklung der Europäischen Mo­
dule sowie einer möglichen Verabschie­
dung von unverbindlichen Richtlinien zu 
deren Nutzung wird im Jahr 2012 v.a. das 
Thema Europäische Integrationsindika­
toren die Agenda bestimmen. „Die Ent­
wicklung von Integrationsindikatoren und 
die Installierung eines Integrationsmonito­
rings sind ‚in Mode‘ gekommen“ (Fass­
mann 2009, 2). Als fundierte Entschei­
dungsgrundlage ist ein „Messen“ von 
getroffenen Maßnahmen unumgänglich. 
Gerade im Integrationsbereich müssen 
einer zielgruppenorientierten Maßnahmen­
ausarbeitung entsprechend objektiv mess­
bare erhobene Daten zu Grunde liegen. 
Ohne ein „Sichtbarmachen“ von Problem-
lagen mittels statistisch erhobener Kenn­
zahlen bleiben als Handlungsanleitung 
lediglich subjektive Erfahrungen, gefärbt 
nach jeweiligem Sozialisationsumfeld. 

Gerade Österreich nimmt hier eine Vor­
reiterrolle ein. Der erste Integrationsin­
dikatorenbericht wurde 2010 erstellt. Im 
Statistischen Jahrbuch „migration & in­
tegration 2010“ wurden die zuvor von 
Fassmann (Fassmann 2009) erstellten 
25 Indikatoren zum ersten Mal erhoben. 
Damit wurde die Basis für ein langfristi­
ges Monitoring von Integrationsprozessen 
gelegt. 

Auch die anderen Mitgliedstaaten der 
EU sind sich der Notwendigkeit einer Eva­
luierung von getroffenen Maßnahmen be­

wusst.16 Auf Basis zahlreicher Vorarbeiten 
und Ratsschlussfolgerungen (u.a. Potsdam 
und Vichy), einer grundsätzlichen Verstän­
digung der Mitgliedstaaten auf die Aus­
arbeitung von Indikatoren sowie gestützt 
durch eine Bekräftigung dieses Vorsatzes 
im Stockholmer Programm, organisierte 
der schwedische Vorsitz im Dezember 
2009 ein Expertentreffen zur Festlegung 
konkreter Indikatoren. Die Mitgliedstaaten 
ersuchten schließlich in den Saragossa-
Schlussfolgerungen – basierend auf den 
Ergebnissen des von Schweden organisier­
ten Expertentreffens – die Kommission, 
ein Pilotprojekt (Eurostat 2011b) zur Aus­
sagekraft und Relevanz dieser Indikato­
ren17 durchzuführen. 

Die europäische Kooperation im Inte­
grationsbereich wurde seit dem Tampere 
Programm stetig ausgebaut. Aufbauend 
auf den GGP wurden zahlreiche Maß­
nahmen getroffen, die einerseits eine 
Kooperation der Mitgliedstaaten sicher­
stellen sowie andererseits unterstützend 
wirken sollen. Wie eingangs erwähnt, ste­
hen die Mitgliedstaaten zum Teil vor sehr 
unterschiedlichen Herausforderungen und 
dies spiegelt sich auf europäischer Ebene 
wider. Trotz dieser Vielzahl an Initiativen 
bleibt Integrationspolitik in erster Linie 
Aufgabe der Nationalstaaten. Diesem Um­
stand wurde im Reformvertrag entspre­
chend Rechnung getragen und diesem 
Regelwerk entgegengesetzte Maßnahmen 
würden dem Integrationsbegriff nicht ge­
recht werden. Die EU kann nur unter­
stützend tätig werden, die Prioritäten müs­
sen jedoch von jedem Mitgliedstaat selbst 
bestimmt werden. 

http:wusst.16
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1 Im Kapitel III. „Gerechte Behandlung 

von Drittstaatsangehörigen“ des ersten 

europäischen Mehrjahresprogrammes im 

Bereich des Raums der Freiheit, der 

Sicherheit und des Rechts wurden Grund­

sätze im Bezug auf die „gerechte Behand­

lung von Drittstaatsangehörigen“ festge­

schrieben. 
2 Dieser hohe Anteil in Estland und Lett­

land ist vor allem auf die hohe Anzahl 

russischer Staatsbürger zurückzuführen. 
3 Um die Vergleichbarkeit sicherzustellen, 

wurden hier Zahlen aus dem Jahr 2008 

verwendet. Für Österreich belief sich am 

01.01.2011 der Anteil von Ausländern 

insgesamt auf 11 % (927.612). Davon 

waren 60 % (559.674 ) Drittstaatsange­

hörige (Statistik Austria et al. 2011). 
4 Gemäß „Recommendations for the 2010 

censuses of population and housing“ der 

United Nations Economic Commission for 

Europe (UNECE) wird von einer „Person 

mit Migrationshintergrund“ gesprochen, 

wenn beide Elternteile im Ausland gebo­

ren wurden, unabhängig von ihrer Staats­

angehörigkeit (Statistik Austria 2011a). 
5 Die Bedeutung des Begriffs „Integration“ 

ergibt sich im Folgenden jeweils aus dem 

textlichen Zusammenhang. Dieser Begriff 

wird sowohl für eine Vertiefung des euro­

päischen Einigungsprozesses als auch für 

die Eingliederung von Migranten oder 

Menschen mit Migrationshintergrund in 

eine Aufnahmegesellschaft verwendet. 

Für eine umfassende Definition des Be­

griffes „Integration“ im letzten Sinne siehe 

Esser (Esser 2000). 
6 Für diesen Beitrag wird zwischen dem 

Bereich Justiz und Inneres und dem Raum 

der Freiheit, der Sicherheit und des 

Rechts nicht unterschieden. 
7 Die Integrationstheorie des Neofunktio­

nalismus sieht europäische Integration als 

einen kontinuierlichen Prozess Richtung 

Supranationalismus. Auf Grund voran­

schreitender ökonomischer Interdepen­

denzen würde der Nationalstaat als Re­

ferenzrahmen an Einfluss verlieren, da die­

ser wohlfahrtspolitische Ziele nur auf ei­

ner supranationalen Ebene erfüllen könne. 
8 Siehe weiterführende Literatur. 
9 Für Details hierzu siehe Haack 2010. 
10 Praktisch zeitgleich mit der Präsentation 

dieser Agenda präsentierte die Kommission 

eine qualitative Eurobarometerstudie 

„Migrant Integration“ zur Wahrnehmung 

von Integration durch Migranten und 

Aufnahmegesellschaft. Da diese jedoch 

lediglich auf Basis von Fokusgruppen und 

Tiefenbefragungen beruht, werden deren 

Ergebnisse nicht im Detail erörtert. Die 

Studie ist online verfügbar unter: http:// 

ec.europa.eu/public_opinion/archives/ 

quali/ql_5969_migrant_en.pdf (Zugriff 

am 08.03.2012). 
11 Das Thema Integration wird in der 

„Ratsarbeitsgruppe Migration, Rückfüh­

rung und Integration“ behandelt, wobei 

diese Themen meist getrennt behandelt 

werden. 
12 Strategic Committee on Immigration, 

Frontiers and Asylum. 
13 2010 stammten 52 % (59.000) der Zu­

wanderer aus einem anderen EU-Staat. 

Lediglich 34 % (39.000) kamen aus einem 

Drittstaat nach Österreich (Statistik Austria 

et al. 2011, 32 f). 
14 http://www.integration.eu. 
15 Details hierzu siehe Mühlhans 2011. 
16 Siehe z.B. den zweiten deutschen Indi­

katorenbericht: Beauftragte der Bundes­

regierung für Migration, Flüchtlinge und 

Integration 2011. 
17 Liste der Indikatoren siehe: http://ec. 

europa.eu/ewsi/de/EU_actions_integration. 

cfm (Zugriff am 03.03.2012). 
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